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Sachverhalt

Im Eheschutzverfahren hat das Eheschutzgericht für den drei-jährigen Sohn eines Paares, das den Haushalt aufgelöst hatte, einen Obhutsentzug nach Art. 310 ZGB verbunden mit einer Beistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 ZGB errichtet und die VB am Wohnsitz der Pflegeeltern mit der Führung der Massnahme beauftragt. Der Vater möchte nun den Obhutsentzug aufheben und das Kind zu sich nehmen. Gleichzeitig bahnt sich eine Umplatzierung des Kindes in eine Pflegefamilie in einer andern Gemeinde an.

Die Sozialarbeiterin, welche die Kindesschutzmassnahme führt, erkundigt sich,

· weshalb die VB am Wohnsitz der Pflegeeltern mit der Führung der Massnahme beauftragt worden sei und nicht die VB der Gemeinde, welche die Platzierung in die heutige Aufenthaltsgemeinde vorbereitet habe,

· was der Vater unternehmen müsse, wenn er die Obhut wieder erlangen wolle

· wer die Kindesschutzmassnahme führen müsse, wenn das Kind, statt zum Vater zurückzukehren in eine weitere Pflegefamilie in einer neuen Gemeinde platziert werde.

Erwägungen

1. Kindesschutzmassnahmen werden grundsätzlich von den vormundschaftlichen Behörden am Wohnsitz des Kindes angeordnet und geführt. Als Wohnsitz des Kindes unter elterlicher Sorge gilt der Wohnsitz der Eltern, oder wenn die Eltern keinen gemeinsamen Wohnsitz haben, der Wohnsitz des Elternteils, unter dessen Obhut das Kind steht; in den übrigen Fällen gilt sein Aufenthaltsort als Wohnsitz (Art. 25 Abs. 1 ZGB). Im vorliegenden Fall hatten die Eltern wohl nach Auflösung des gemeinsamen Haushalts und im Zeitpunkt der Anordnung der Kindesschutzmassnahme keinen gemeinsamen Wohnsitz und weil auch kein Elternteil die Obhut hatte, resultierte der Aufenthaltsort des Kindes bei den Pflegeeltern als Wohnsitz.
2. Eltern, für deren Kinder Kindesschutzmassnahmen angeordnet wurden, können jederzeit bei der zuständigen Behörde die Änderung oder Aufhebung der Massnahme beantragen. Dies ergibt sich aus Art. 313 ZGB, wonach bei Änderung der Verhältnisse die Kindesschutzmassnahmen anzupassen sind. Die Legitimation der von der Massnahme betroffenen Eltern ergibt sich ebenfalls aus Art. 313 ZGB
 

3. Grundsätzlich sind die vormundschaftlichen Behörden auch zuständig, vom Gericht angeordnete Kindesschutzmassnahmen abzuändern (Art. 315b Abs. 2 ZGB). Vorbehalten bleibt die Zuständigkeit des Gerichts während des Scheidungsverfahrens, im Verfahren zur Abänderung des Eheschutz- und Scheidungsurteils. Ist das Eheschutzverfahren abgeschlossen und kein neues Verfahren in Sicht, ist für die Abänderung die VB zuständig. In Fällen, in denen wiederholt das Eheschutzgericht angegangen wird, ist auch das Eheschutzgericht für die Änderung von Kindesschutzmassnahmen zuständig. Je nach Situation hat der Vater also an die VB oder an das Eheschutzgericht oder falls in der Zwischenzeit das Scheidungsverfahren läuft an das Scheidungsgericht zu wenden
 
4. Falls Obhutsentzug und Beistandschaft (mit oder ohne Abänderungsgesuch) bestehen bleiben und das Kind in eine andere Gemeinde umplatziert wird, stellt sich die Frage der Übertragung der Massnahme auf die Behörde am neuen Aufenthaltsort. Kindesschutzmassnahmen sind dann zu übertragen, wenn das Kind seinen Wohnsitz gewechselt hat oder das Kindeswohl dies gebietet. Die Beurteilung hat im Einzelfall zu erfolgen. In Trennungssituationen, die häufig in ein Scheidungsverfahren münden, in dem u.a. die Elternrechte geregelt werden, ist eine Übertragung von bestehenden Kindesschutzmassnahmen nur ins Auge zu fassen, wenn die Mandatsführung am bisherigen Aufenthaltsort nicht mehr gewährleistet ist (z.B. grosse Entfernung zwischen Aufenthaltsort des Kindes und Arbeitsort der Mandatsträgerin
 

Niederrohrdorf, 1. November 2006 

Christoph Häfeli
� BSK-Breitschmid Art. 313 ZGB N 2.


� BSK-Breitschmid Art. 315/315a/315b N 10a.


� vgl. im übrigen: Übertragung vormundschaftlicher Massnahmen, Empfehlungen der VBK vom September 2002, in ZVW 6/2002, S. 205 ff.





